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A. Bericht des Abgeordneten Schmidhuber 


Der Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats über die Bedingungen und Ein- 
zelheiten der Anwendung bestimmter Vorschriften 
des Artikels 93 EWG wurde dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten vom 22. April 1966 federführend 
und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Haushaltsausschuß mitbe- 
ratend mit Frist vom 18. Mai (verlängert bis zum 
30. Juni 1966) zur Beratung zugewiesen. 

1 . 

Der EWG-Vertrag verbietet grundsätzlich slaat- 
liche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen 
gleich welcher Art, die durch die Begünstigung be- 
stimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen dro- 
hen, sofern sie den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten beeinträchtigen. Dieses Beihilfeverbot folgt 
aus der Logik des Vertrages, um den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit zu nehmen, anstelle der 
wogfallenden Binnenzölle und sonstiger Einfuhr- 
beschränkungen den verlorenen Schutz durch Bei- 
hilfen wieder auszugleichen, etwa dadurch, daß 
sLandortbenachteiligte Industrien durch staatliche 
Bcühilfen gefördert würden, oder daß bestimmten 
Wirtschaftszweigen über Beihilfen die Möglichkeit 
gegeben werde, preisgünstiger anzubieten oder Zu- 
gang auf Märkten der Gemeinschaft zu finden. Das 


Vertragsverbot läßt jedoch Beihilfen nach Artikel 
92 Absatz 2 zu, und zwar 

a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, 
wenn sie ohne Diskriminierung nach der Her- 
kunft der Waren gewährt werden; 

b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch 
Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhn- 
liche Ereignisse entstanden sind; 

c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter durch die 
Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland, soweit sie zum 
Ausgleich der durch die Teilung verursachten 
wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind. 

Die Kommission verlangt auch für diese zulässi- 
gen Beihilfen eine Meldung, um zu prüfen, ob sie 
den Befreiungsvoraussetzungen entsprechen. 

Weiter können gemäß Artikel 92 Absatz 3 Bei- 
hilfen als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
angesehen werden. 

Nach Artikel 93 überprüft in diesen Fällen die 
Kommission in Zusammenarbeit mit den Mitglied- 
staaten fortlaufend die bestehenden Beihilferegelun- 
gen. Sie hat das Recht, nach Anhörung der Beteilig- 
ten festzustellen, ob eine derartige Beihilfe im Ge- 
meinsamen Markt nach Artikel 92 unvereinbar sei 
oder ob sie den Voraussetzungen des Vertrages 
entspreche. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, 
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die Kommission rechtzeitig von jeder beabsichtigten 
Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen zu un- 
terrichten. 

Artikel 94 beauftragt schließlich die Kommission, 
alle zweckdienlichen Durchführungsverordnungen 
für das Prüfungsverfahren nach Artikel 93 dem Rat 
vorzuschlagen, der über den Vorschlag mit qualifi- 
zierter Mehrheit zu beschließen hat. 

IL 

Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf 
kommt die Kommission der Verpflichtung nach Arti- 
kel 94 nach. In dieser Verordnung wird für das Prü- 
fungsverfahren vorgeschlagen, 

a) in welcher Frist die Kommission zu einem Vor- 
haben zur Einführung oder Umgestaltung bei 
Beihilfen Stellung zu nehmen hat, 

b) wann die Frist zu laufen beginnt, 

c) welche Voraussetzungen für die Fristunterbre- 
chung zu gelten hätten und 

d) welche Beihilfearten von der Meldepflicht nach 
Artikel 93 Absatz 3 befreit sind (Anhänge zur 
Verordnung). 

III. 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Haushaltsausschuß gegen den Vorschlag keine 
grundsätzlichen Bedenken. Er hält es jedoch für er- 


forderlich, daß bei den weiteren Beratungen in 
Brüssel darauf hingewirkt wird, daß geringfügige 
Änderungen schon laufender Beihilfen von der Mel- 
depflicht des Artikels 1 ausgenommen werden. Wei- 
ter erschien es dem Ausschuß wichtig, darauf hinzu- 
weisen, daß die Meldepflicht tunlichst beschränkt 
wird (Artikel 2 Absatz. 1 und Absatz 4) um zu ver- 
hindern, daß die Beihilfen über eine im einzelnen 
nicht abzusehende Zeitspanne hinaus verzögert 
würden und damit ihren Zweck nicht mehr erfüllen 
könnten. Dies könnte dann eintreten, wenn neben 
der vorgesehenen Frist von acht Wochen unbe- 
grenzte Unterbrechungsmöglichkeiten zugelassen 
würden. Aus der gleichen Erwägung sollte dann 
eine Beihilfe als vorläufig genehmigt gelten, wenn 
seit der Meldung sechs Monate verstrichen sind und 
das Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 
Schließlich hält der Ausschuß es für wichtig, daß 
alle in Artikel 92 Absatz 2 EWG-Vertrag zugelasse- 
nen Beihilfen ausnahmslos von dem Prüfungsver- 
fahren ausgenommen werden (Anhang I Nr. 1). 

Der Ausschuß empfiehlt dem Bundestag, von der 
Verordnung Kenntnis zu nehmen und gleichzeitig 
die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel die zuvor aufgeführten Anregun- 
gen zu beachten. Der mitbeteiligte Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat seine Be- 
ratungen bei Vorlage dieses Berichtes noch nicht ab- 
geschlossen. Sollte er zu einem anderen Ergebnis 
kommen, wird dieser Bericht ergänzt. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Schmidhuber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Verordnung Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen im Rat klarzustellen, daß 

a) geringfügige Änderungen schon laufender 
Beihilfen von der Meldepflicht nicht betroffen 
werden (Artikel 1), 


b) die Fristen in Artikel 2 Abs. 1 und Abs. 4 
auf tunlichst vier Wochen beschränkt werden, 

c) falls das Prüfungsverfahren nach Ablauf von 
sechs Monaten seit Meldung des Vorhabens 
nicht abgeschlossen ist, eine vorläufige Zu- 
stimmung erteilt wird, 

e) alle in Artikel 92 Abs. 2 EWG-Vertrag zuge- 
lassenen Beihilfen ausnahmslos von dem Prü- 
fungsverfahren ausgenommen werden (An- 
hang I Nr. 1). 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c, Menne (Frankfurt) Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 54. Plenarsitzung am 1. Juli 1966 
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